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Verfahren zur Aufstellung  
des Bebauungsplanes Nr. 48 - An der alten Markthalle; 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Inhalte der Planung 
und zur Einleitung der Öffentlichen Auslegung 

 
Sachverhalt: 
 
Einzelheiten zum Bebauungsplan und der durchgeführten Verfahrensschritte sind der 
beigefügten Anlage in der Begründung (u.a. Abschnitt 9) zu entnehmen. 
 
Im Fortgang des Verfahrens steht zunächst die Behandlung eingegangener Stel-
lungnahmen aus den ersten beiden Beteiligungsverfahren an (Sitzungsvorlage mit 
der Drucksachen-Nr. BV 19/3567). 
 
Nach entsprechender Beschlussfassung gemäß den verwaltungsseitig erarbeiteten 
Abwägungsvorschlägen kann die Anerkennung des Bebauungsplan-Entwurfes und 
die Beauftragung zur Durchführung der öffentlichen Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB erfolgen. 
 
 
Vor Beendigung des Bauleitplanverfahrens wird mit dem Vorhabenträger ein Städte-
baulicher Vertrag abgeschlossen, durch den er sich verpflichtet, alle anfallenden 
Kosten zu tragen, insbesondere für die Erstellung des Bauleitplans und sonstige 
rechtlich erforderliche Planungen zur Schaffung des Planungsrechtes sowie die in 
der Verwaltung entstehenden Kosten für die Durchführung des Verfahrens. Die bis-
her erbrachten Leistungen, u.a. die als Bestandteile der Planung gelisteten Umwelt-
berichte, Untersuchungen und Gutachten, wurden unmittelbar vom Vorhabenträger 
finanziert. 
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Wie auch in früher abgeschlossenen Städtebaulichen Verträgen bleibt die Verantwor-
tung der Stadt für das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren als auch deren Pla-
nungshoheit, insbesondere im Hinblick auf die planerische Abwägung und die Ent-
scheidungsfreiheit der kommunalen Gremien während des Aufstellungsverfahrens 
einschließlich des Satzungsbeschlusses, unberührt. 
Es wird im Vertrag festgehalten, dass die Stadt dem Vorhabenträger keinen be-
stimmten Inhalt des Bauleitplanes schuldet und keine Gewähr für dessen Ausnutz-
barkeit trägt. Der Vorhabenträger hat keinen Rechtsanspruch auf den Abschluss des 
Bauleitplanverfahrens; sollte der Bauleitplan nicht in Kraft treten und deshalb die 
Aufhebung dieses Vertrages erfolgt, verzichtet der Vorhabenträger auf den Einsatz 
von Rechtsmitteln zur Durchsetzung der Bauleitplanung und auf die Geltend-
machung von Schadenersatz- und Kostenerstattungsansprüchen. Auch für den Fall 
der Aufhebung der Satzung können Ansprüche gegen die Stadt nicht geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch, wenn sich die Nichtigkeit des Bauleitplanes im Laufe 
eines gerichtlichen Streitverfahrens oder fachbehördlicher Beanstandung herausstel-
len sollte. 
 
Im Städtebaulichen Vertrag können auch darüber hinaus gehende Leistungen des 
Vorhabenträgers geregelt werden, beispielsweise die Übernahme der Kosten für 
baulichen Maßnahmen, Markierungen und Beschilderungen im unmittelbaren Umfeld 
des Vorhabens oder aber auch grundsätzliche verkehrsverbessernde Maßnahmen. 
Hierüber ist spätestens vor Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan zu beraten. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 48 - An der alten Markthalle - wird anerkannt. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, diesen Entwurf gemäß § 3 Absatz 2 BauGB öffentlich 
auszulegen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereich durch die Planung berührt werden kann, von der Auslegung zu benachrichti-
gen. 
 
Hinweis: § 22 GemO (Ausschließungsgründe) beachten! 
 

 
 
Anlagen: 
 
Bebauungsplan-Unterlagen 
 
 
 
 
 
 
(Peter Labonte) 
Oberbürgermeister 
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